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Wir hoffen, dass Sie gut ins noch junge Jahr 2014 gestartet sind. Mögen all Ihre 
Vorsätze, Vorhaben und Projekte erfolgreich gelingen.

Die Verwaltungen in Kirche, Caritas, Diakonie sowie in kirchlichen und kir-
chennahen Unternehmen und Stiftungen entwickeln sich stetig weiter und dies 
trotz einiger Rückschläge, wie der jüngsten Insolvenz des Weltbild Verlages, 
von der ca. 6.000 Mitarbeitende betroffen sind. Mehr denn je geht es darum, 
die Anforderungen der Zukunft heute zu erörtern, um sich stetig weiterentwi-
ckeln zu können. Ein Stillstand in diesem Prozess sollte vermieden werden.

Seit zehn Jahren greift die KVI Initiative – Kirche, Verwaltung & Informati-
on aktuelle und zukunftsweisende Themen auf, um verwaltungsorientierten 
Führungskräften in Kirchen, kirchlichen und kirchennahen Organisationen 
neue Impulse für ihre tägliche Arbeit zu geben. Sie erfüllt die Funktion einer 
produkt-, verbands-, und arbeitsfeldübergreifenden Plattform für den Erfah-
rungsaustausch der Führungskräfte und stellt einen regelmäßigen Dialog mit 
Experten und der Wissenschaft her.

In der KVI im DIALOG informieren wir Sie über aktuelle und zukunftsori-
entierte Themen. Auf dem jährlichen KVI Kongress stehen der persönliche 
Erfahrungsaustausch der Führungskräfte aus dem gesamten Bundesge-
biet, der Dialog mit Branchenexperten und die Diskussion aktueller und 
zukunftsweisender Themen aller verwaltungsorientierten Fachbereiche im 
Vordergrund. Zu besonders spannenden Themen werden spezielle Intensiv-
workshops angeboten, die im Hinblick auf die Bedürfnisse der Teilnehmer 
konzipiert werden. Die Website www.kviinitiative.de hat sich zu einer ge-
schätzten Informationsquelle entwickelt. So werden die Leser der ‚KVI im  
DIALOG‘, die Teilnehmer des KVI Kongresses und der Intensivworkshops auf 
die immer komplexer werdenden Anforderungen bestens vorbereitet und dies 
auch über den Tellerrand der eigenen Fachabteilung hinaus. 

Der 9. KVI Kongress findet am 04. und  05. Juni 2014 im Erbacher Hof, dem 
Bildungs- und Tagungszentrum des Bistums Mainz, statt. Unter www.kvikon-
gress.de/anmeldung2014.php können Sie sich Ihren Teilnahmeplatz sichern. 
Wir freuen uns auf Sie.

Informationen zum KVI Workshop ‚Die Zukunft gestalten - E-Mobilität für Kir-
che, Caritas und Diakonie‘ können auf Seite 45 entnommen werden. Das von 
der KVI Initiative und der Wirtschaftsgesellschaft der Kirchen in Deutschland 
mbH (WGKD) konzipierte Projekt „E-Mobilität für Kirche, Caritas und Diako-
nie“ animiert zum Mitmachen.

Wir laden Sie ein, uns Anregungen, Kritiken sowie Erfahrungsberichte aus 
Ihrem Tätigkeitsbereich zur Veröffentlichung in der KVI im DIALOG zukom-
men lassen. Senden Sie uns Ihre Inputs am besten per E-Mail an redaktion@
kviid.de zu.

Ihr Peter S. Nowak

KVI IM DIALOG EDITORIAL

Peter S. Nowak, Herausgeber: “Arbeits-
welten der Zukunft lautet das Motto 
des diesjährigen KVI Kongresses. Nut-
zen Sie den 4. und 5. Juni 2014 zum  
Dialog und Erfahrungsaustausch in 
dem speziellen Ambiente des Erbacher 
Hofs in Mainz.“

10 Jahre KVI Initiative  
- Mitmachen und Akzente setzen
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Der nachfolgende Artikel setzt 
sich kritisch mit kirchlichen und 
staatlichen Klimaschutzkonzep-
ten auseinander. Insbesondere 
aus dem Spannungsfeld zwischen 
Ökonomie und Ethik, in dem sich 
Kirche bewegt, und den gleich-
zeitig notwendigen energetischen 
Maßnahmen im Wohnungsbaube-
stand, welche sich aus kirchlichen 
Klimaschutzkonzepten und den 
Klimazielen der Bundesregierung 
ergeben, entsteht dringender For-
schungsbedarf. Aktuelle Ansät-
ze des Teams um Prof. Johrendt 
an der HCU Hamburg, welche in 
Tradition der bauökonomischen 
Anfangszeit unter den wohnungs-
wirtschaftlichen Bedingungen der 
1970ger Jahre und ihren sozialö-
konomischen Wechselwirklungen 
stehen, suchen Lösungen.

Schutz vor dem Klima – Kli-
maschutz

Über Jahrtausende bauten wir Men-
schen nicht nur Orte der Versamm-
lung, Liturgie und des Gebetes, 
sondern vorrangig Behausungen, 
die uns Schutz vor Angriffen oder 
Witterung boten. Doch zunehmend 
gilt es nicht nur uns vor dem Klima, 
sondern auch das Klima vor uns zu 
schützen. Dabei haben Immobilien 
einen großen Einfluss.

Sämtliche Studien, ob vom Bund 
oder den Kirchen, konstatieren 
insbesondere für den Immobili-
enbereich entscheidende Emis-
sionen und entsprechend hohes 
Klimaschutz- und Reduzierungs-
potential. So geht der Bund von ca. 
einem Drittel gebäudebezogener 
Emissionen, die Evangelischen 
Landeskirchen in der Regel von 
ca. 75% und das aktuellste Kli-

nomischer und sozialer Aspekte im 
globalen Kontext gerichtet. Mit ih-
ren Immobilien im Gesamtwert von 
160 Milliarde Euro bzw. ca. 250.000 
Gebäuden (ohne Wohlfahrtsverbän-
de) haben die Kirchen entschei-
denden Einfluss auf immobilienbe-
zogene CO2- Emissionen. Darüber 
hinaus erreichen sie direkt (Mitar-
beiter) und indirekt (Gottesdienst, 
Kindergärten, Schulen etc.) einen 
sehr großen Anteil unserer Gesell-
schaft und können so Gedanken und 
Maßnahmen des Klimaschutzes 
nachhaltig integrieren bzw. dazu 
beitragen. Unklar ist jedoch die Fi-
nanzierung der ehrgeizigen Klima-
ziele der Landeskirchen.

Landeskirchliche Klimaschutz-
konzepte – bauökonomische 
Kritik

Ob Investitionen in immobilien-
bezogene Maßnahmen sich derart 

maschutzkonzept der Nordkirche 
gar von 83% gebäudebezogenem 
Energieverbrauch aus. Unabhän-
gig vom jeweils spezifischen Anteil 
ist der Einfluss immobilienbezo-
gener Annahmen und Maßnahmen 
entscheidend für das Ergebnis aller 
Klimaschutzkonzepte.

Seitens der Evangelischen Kirche 
in Deutschland (EKD) wird bis 2015 
eine Reduktion ihrer CO2-Emissi-
onen um 25 % gegenüber dem Ba-
sisjahr 2005 angestrebt. Gefördert 
von der staatlichen Klimaschutz-
kampagne haben nunmehr diverse 
Landeskirchen der EKD eigene 
Klimaschutzkonzepte erarbeitet 
und hierin – aufbauend auf die na-
tionalen Klimaschutzziele – eigene 
Ziele zur CO2-Reduzierung formu-
liert. Diese sind nicht allein öko-
logisch, sondern vielmehr ethisch 
auf Klimagerechtigkeit, d.h. die 
Wechselwirkung ökologischer, öko-

Ein Beitrag von Kirsten David und 
Olaf Fechner

Klimaschutz und Mietrecht  
im kirchlichen Wohnungsbestand
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Kirsten David, Dipl.-Ing. (Architektur 
FH), ist Doktorandin und Mitarbeite-
rin im Arbeitsgebiet Bauökonomie der 
HafenCity Universität Hamburg unter 
Prof. R. Johrendt. Neben ihrer freiberuf-
lichen Tätigkeit in den Leistungsphasen 
der HOAI nimmt sie seit 2009 als freie  
Sachverständige Bauzustandsanalysen 
maßgeblich im Mietwohnungsbaube-
stand vor.

Olaf Fechner, M.A., Dipl.-Ing., Projektsteu-
erer (DVP e.V.), ist wissenschaftlicher Mit-
arbeiter im Arbeitsgebiet Bauökonomie 
der HafenCity Universität Hamburg unter 
Prof. R. Johrendt mit den Schwerpunkten 
öffentliche Vergabe, Bauherrenaufgaben 
im öffentlichen und kirchlichen Bereich 
sowie Bau- und Immobilienmanagement 
im Social-Profit Bereich. Ehrenamtlich ist 
er Kirchengemeinderatsmitglied.



SYSTEM
E

27KVI ID | 01-2014 27KVI ID | 01-2014

amortisieren, wie es die Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtungen derzeitiger 
Energie- und Klimaschutzkon-
zepte – ob landeskirchlich oder 
das Bundeskonzept – ausweisen, 
bleibt zu bezweifeln. So beschreibt 
beispielsweise Prof. O. Hohmeyer, 
Universität Flensburg, die Daten-
grundlagen als inhomogen, z.T. 
lückenhaft und zu einem nicht 
unerheblichen Teil mangelhaft. 
Angegebene Daten, wie beispiels-
weise zur Optimierungsrate, die 
wesentliche Indikatoren bisheriger 
Sanierungs- und Modernisierungs-
aktivitäten sind und im Rahmen 
der Konzeptentwicklung wesent-
liche Berechnungsgrundlagen bie-
ten, können nur sehr unzureichend 
belegt werden.

Das integrierte Klimaschutzkon-
zept der Evangelischen Kirche Hes-
sen-Nassau nutzt Datengrundlagen 
aus dem Energiecontrolling für die 
Jahre 2005-2010, bei denen die Un-
genauigkeit der Annahmen eher 
aus einem sehr niedrigen Erfas-
sungsgrad der Gebäude (zwischen 
2 Prozent für 2010 und 7 Prozent 
für 2008) resultiert. Zudem liegt 
den Daten ein über das Gebiet der 
Landeskirche Hessen-Nassau sehr 
unterschiedlicher Erfassungsgrad 
zugrunde. Andere landeskirchliche 
Konzepte gründen beispielsweise 
auf Datenbanken wie dem kirch-
lichen Umweltmanagementsystem 

„Der Grüne Hahn“. Diese komple-
xen Daten werden jedoch von Eh-
renamtlichen eingepflegt und un-
terziehen sich nach Einschätzung 
der Energieagentur NRW bislang 
keiner Plausibilitätskontrolle.

Ähnlich unzureichend sind die Da-
tengrundlagen bzw. Indikatoren 
zum Energiekonzept des Bundes 
zu bewerten. Maßgebende Grund-
lage für die Prognosen und Maß-
nahmenvorschläge ist u.a. die all-
gemeine Sanierungsrate bzw. die 
energetische Modernisierungsrate 
aus einer Erhebung des Institutes 
für Wohnen und Umwelt (IWU) 
und dem Bremer Energieinstitut 
(BEI). Die zwischenzeitliche Kritik 
an dieser Zahl bezieht sich auf die 
fehlende Repräsentanz ihrer Erhe-
bung: Der Studie liegt eine Unter-
suchung an 7.500 Wohngebäuden 
in 2010 sowie der Sanierungsaktivi-
täten daran innerhalb von fünf Jah-
ren zugrunde. Nichtwohngebäude 
sind nicht erfasst. Diese Kritik wird 
durch die aktuelle Expertenein-
schätzung zum Monitoring-Bericht 
bestätigt. Allen Aussagen zu Sanie-
rungs- und Modernisierungsraten 
fehlen die klaren Definitionen die-
ser Indikatoren für den Gebäudebe-
reich. Sofern Klimaschutzkonzepte 
nicht auf Grundlage eines echten 
Datenmanagements, wie zum Bei-
spiel des Bistums Hildesheim oder 
im Kirchenkreis Schleswig-Flens-

burg, beruhen, basieren sie mehr 
oder weniger auf Schätzungen.

Für die (energetische) Sanierungs-
rate kirchlicher Gebäude (aus-
genommen Kirchen) werden ca. 
1,0-1,5 % angenommen, d.h. dieser 
Anteil des Bestandes wird im Zuge 
der Bauunterhaltung/ Instandhal-
tung energetisch optimiert. Die 
energetische Sanierungsrate stellt 
dabei das rechnerisch ermittelte 
Vollsanierungsäquivalent da und 
berücksichtigt zum einen die un-
terschiedlichen Instandhaltungsin-
tervalle der verschiedenen Bauteile 
sowie die üblicherweise durchge-
führten Teiloptimierungen. Die 
energetische Sanierungsrate stellt 
dabei nur einen Teil der Gesamt-
sanierungsrate dar. Hält man den 
angenommenen Sanierungsraten 
kirchlicher Klimaschutzkonzepte 
Annahmen des Bundes zur Situa-
tion des deutschen Baubestandes 
von durchschnittlich 0,79-0,84 
%/a (BMVBS (Hrsg.) 2013. S. 27) 
entgegen, so scheint die Kirche 
bislang ihre Immobilien in wesent-
lich engeren Intervallen instand zu 
halten und zu modernisieren. In 
Anbetracht der Forschungen des 
Evangelischen Siedlungswerkes 
in Deutschland (ESWiD) sowie di-
verser Strategiepapiere der EKD 
über Situation und Last ihrer Im-
mobilien erscheint dies nicht plau-
sibel. Auch vor dem Hintergrund, 
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dass die Annahmen des Bundes 
zum eigenen Energiekonzept wie 
zuvor dargelegt ebenfalls kritisch 
betrachtet werden müssen.

Ökonomie und Ethik – Miete 
und Klimaschutz

Wenn also die Wirtschaftlichkeits-
berechnungen, welche Amortisie-
rungen energetischer Maßnahmen 
voraussagen, auf wackeligen Daten 
ruhen, wie kann (finanzielle) Pla-
nungssicherheit geschaffen wer-
den? 

Zumindest für den (kirchlichen) 
Wohnungsbaubestand gäbe es 
gem. § 559 BGB die Möglichkeit 
der Umlage der Modernisierungs-
kosten auf die Mieten. Hier stehen 
jedoch ökologische Ziele und öko-
nomisches Interesse im Konflikt 
mit den sozialen Aspekten.

Deutschlandweit gibt es im Jahr 
2010 37,0 Mio. bewohnte Woh-
nungen. Kirchliche Wohnungsun-
ternehmen einschließlich kirch-
licher Genossenschaften besitzen 
bundesweit etwa 150.000 Wohn-
einheiten (Quelle: GdW, Statistik 
2012). Davon gehören ca. 32.000 
Wohneinheiten dem ESWiD. In 
diesem Umfang trägt die Kirche 
zur Erfüllung des menschlichen 
Grundbedürfnisses „Wohnen“ bei. 
Gleichzeitig stellt der kirchliche 
Wohnungsbaubestand analog zu 
den zunehmend sinkenden Steu-
ereinnahmen eine wichtige (finan-
zielle) Ressource kirchlichen Han-
dels dar. 

Immobilien zählen zu den knappen 
und zugleich auch langlebigsten 
Wirtschaftsgütern, die gleichwohl 
einem Abnutzungs- und Alterungs-
prozess unterliegen. Entsprechend 
entstehen turnusmäßige Kosten 
für den baulichen Erhalt. Die Aus-
gaben für Unterhalt und Pflege 
kirchlicher Grundstücke und Ge-
bäude betrugen bei der EKD im 
Erhebungszeitraum 2005 1,07 
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Mrd. Euro. (Zum Vergleich: Die 
Ausgaben für Leitung und Verwal-
tung betragen ca. 0,76 Mrd. die für 
evangelische Kindertagesstätten 
ca. 1,76 Mrd. Euro.) Dies zeigt die 
hohe Bedeutung immobilienbezo-
gener Erhaltungskosten, die dem-
gegenüber auch im staatlichen 
oder marktwirtschaftlichen Sektor 
nicht geringer ist.

Dieses Investitionsvolumen, 
welches dem wirtschaftlichen Kal-
kül der Kirche unterliegt, dient 
lediglich dem Werterhalt des Port-
folios. Im Gegensatz dazu werden 
durch Investitionen in energetische 
Modernisierungsmaßnahmen der 
Gebrauchswert der Mietsache er-
höht und gleichzeitig nachhaltige 
Einsparungen von Endenergie er-
zielt. Zudem können Kosten für 
Modernisierungsmaßnahmen nach 
geltendem Mietrecht anteilig auf 
die Miete umgelegt werden. Über 
eine Mieterhöhung in Höhe von 
11% der Modernisierungskosten 
können die Mieter und Mieterinnen 
von Wohnimmobilien an Moder-
nisierungsmaßnahmen beteiligt 
werden. In der Konsequenz steigen 
jedoch die Mietspiegel, wodurch 
langfristig die Sicherstellung be-
zahlbaren Wohnraums gefährdet 
ist. Vor dem Hintergrund dieses 
sozialethischen Konfliktes sind 
Kirchen und Wohlfahrtsunterneh-
men gleichzeitig durch die Heraus-
forderungen aus gesellschaftlichen 
Veränderungen zunehmend zur 
guten Haushalterschaft, d.h. zur 
Wirtschaftlichkeit ihres Handels 
angehalten. Entsprechend unter-
liegen deren Wohnungsbestände in 
zunehmendem Maße der Ertrags-
steigerung bzw. der Kostensen-
kung zu Gunsten der verfassten 
Kernaufgaben.

Die betriebswirtschaftliche und 
juristische Auseinandersetzung 
mit Immobilien in Nonprofit-Orga-
nisationen, wie u.a. Kirchen und 
Wohlfahrtsunternehmen, findet 
nunmehr auf praktischer als auch 

wissenschaftlicher Ebene statt. 
Insbesondere kirchliche, caritative 
bzw. diakonische Organisationen 
bewegen sich dabei aufgrund ihrer 
Leitbilder und verfassten Werte im 
Spannungsfeld zwischen Ökono-
mie und Ethik. Der Evangelische 
Bundesverband für Immobilien-
wesen in Wissenschaft und Praxis 
e.V. (ESWiD) hebt dabei die soziale 
Dimension der Wohnungswirt-
schaft heraus, wonach der Hand-
lungsrahmen u.a. von materiellen 
Bedürfnissen der Menschen, ökolo-
gischen Aspekten aber auch profes-
sionellem und erfolgreichem Han-
deln beschrieben wird. Ebenso wie 
im staatlichen Sektor, der gemäß 
Grundgesetz im Besonderen auch 
sozialen Aspekten verpflichtet ist, 
sind immobilienwirtschaftliche 
und mietrechtliche Diskussionen 
auf ihre sozialökonomischen Wech-
selwirkungen zu hinterfragen.

Zur Sicherung zentraler mensch-
licher Grundbedürfnisse, so zur 
Gewährleistung ihrer Mietzah-
lungen, erhalten 5,0 Mio. Haus-
halte, d.h. 11 Prozent, staatliche 
Finanzhilfen. Zusätzlich sind auch 
die ca. 3,0 Mio. Haushalte im Nie-
drigeinkommensbereich auf ver-
lässlich bezahlbaren Wohnraum 
angewiesen.

Kann oder darf die Kirche vor 
diesem Hintergrund den Miet-
wohnungsmarkt mit Kosten aus 
Klimazielen zusätzlich belasten? 
Muss sie vielleicht sogar Klima-
gerechtigkeit Vorrang vor dem 
menschlichen Grundbedürfnis des 
Wohnens geben?

Modernisierungs- und Instand-
haltungs- bzw. Instandsetzungs-
kosten im Mietrecht

Das deutsche Mietrecht unter-
scheidet zwischen Modernisie-
rungs- und Erhaltungskosten. Ge-
mäß §559 BGB können nur erste 
zu einer Mieterhöhung führen. 
Nach neuem Mietrecht, welches 
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Form weiterer Eingriffe in das 
Mietrecht. Gesellschaftliche Kon-
frontationen sind die Folge.

Aus Sicht der Autoren scheint 
eine baufachliche Analyse dieser 
Thematik mit dem Ziel, das Inve-
stitionshemmnis der eindeutigen 
Abgrenzung auszuräumen und 
die bestehenden Anreize des gel-
tenden deutschen Mietrechts für 
Eigentümer anwendbar und für 
Mieter transparent und nachvoll-
ziehbar zu machen, aussichts-
reicher. Im besten Falle wäre damit 
bereits vor Maßnahmenbeginn 
Transparenz, Planungssicherheit 
und daraus Partizipation unter den 
Beteiligten herzustellen.

Hat der Gesetzgeber sowie diverse 
Rechtsprechungen zwar dem 
Grunde nach die Begriffe Instand-
haltungs-, Instandsetzungs- und 
Modernisierungskosten definiert, 
so fehlen doch praxistaugliche 
allgemeingültige Indikatoren zu 
deren Abgrenzung untereinander. 
Zentrale Bedeutung bei der Iden-
tifikation erforderlichen Instand-
setzungsbedarfs nimmt der Man-
gelbegriff ein. Die mietrechtliche 
Subjektivität des Mangelbegriffes 
stellt auf einen Vergleich der ge-
schuldeten Soll- zur tatsächlichen 
Ist-Beschaffenheit ab. Konkrete 

Zeitungsartikeln im Jahr 2013 war 
zu entnehmen, dass die Umlagefä-
higkeit der Kosten für energetische 
Modernisierungsmaßnahmen im-
mer wieder zu Rechtstreitigkeiten 
führt. Mangels geeigneter Abgren-
zungsmethoden kann aber auch 
die Rechtsprechung dieser an sich 
sachgerechten Differenzierung 
nicht Rechnung tragen. Mit einer  
aus Gründen des Klimaschutzes 
erstrebenswerten, steigenden 
Modernisierungsrate wird analog 
auch das Konfliktpotenzial stei-
gen.

Dieser Dramatik kann und darf 
sich auch die Kirche nicht entzie-
hen und muss sich durch eigenes 
Handeln positionieren und Zeichen 
setzen.

Warum Bauökonomie?

Analysen des nunmehr in di-
versen wissenschaftlichen Ar-
beiten identifizierten Investiti-
onshemmnisses, der eindeutigen 
Abgrenzung von erforderlichen 
Erhaltungskosten gegenüber den 
Modernisierungskosten, aus ju-
ristischer oder wirtschaftswis-
senschaftlicher Perspektive er-
arbeiten rechtliche Maßnahmen 
zur Umsetzung des nationalen 
Klimaschutzes.  Dies zumeist in 

im Mai 2013 in Kraft getreten ist, 
müssen im Falle der sachgerechten 
Berechnung der Mieterhöhung 
nach Modernisierung Kosten der 
vor Beginn der Bauarbeiten erfor-
derlichen Erhaltungsmaßnahmen 
geschätzt und in Abzug gebracht 
werden. Dieses Recht ergibt sich 
daraus, dass der bauliche Erhalt 
Pflicht des Vermieters ist. Die 
Kosten sind aus den Mieteinah-
men zu tragen. Der Vermieter hat 
das Recht, bei Berechnung der 
Höhe des Mietzinses Instandhal-
tungspauschalen, welche in der 
Verordnung über wohnungswirt-
schaftliche Berechnungen nach 
dem Zweiten Wohnungsbaugesetz 
(Zweite Berechnungsverordnung 
- II BV) geregelt sind, zu berück-
sichtigen. Um also den umlage-
fähigen Anteil von energetischen 
Investitionen zu ermitteln, ist eine 
möglichst präzise Schätzung er-
forderlichen Erhaltungsbedarfs 
vor Modernisierung nicht nur zur 
Minderung von Konfliktpotential 
erstrebenswert, sondern steht in 
Verantwortung eines fairen Inte-
ressensausgleiches zwischen den 
Mietparteien.

In der täglichen (Bau-) Praxis 
fällt diese Differenzierung jedoch 
schwer und wird nicht umgesetzt. 
Diversen Fernsehreportagen und 
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Fensteranschluss nach Modernisierung; Wie hoch ist wohl der Kostenanteil aus unterlassener Instandhaltung?

Ab
b.

: K
irs

te
n 

Da
vi

d



KVI IM DIALOG

KE
NN

ZA
HL

EN

30 www.kviid.de

| Facility- & ImmobilienmanagementKVI IM DIALOG

30 www.kviid.de

BE
ST

AN
D

Vereinbarungen der Mietparteien 
zur Soll-Beschaffenheit der Mietsa-
che, insbesondere zu sanierungs-
relevanten Bauteilen wie Fassade, 
Dach, Kellerdecke, Fenstern und 
Heizung dürften in der Regel je-
doch nicht vorliegen. In Ermange-
lung derartiger Vereinbarungen 
verweist der BGH dann auf die Ab-
leitung des mietrechtlich geschul-
deten Standards (Soll) aus maßge-
benden technischen Normen zum 
Zeitpunkt der Gebäudeerrichtung.
Die Betrachtung der Abgrenzungs-
schwierigkeit legt daraus in erster 
Linie bautechnische und bauökono-
mische Ansätze nahe.

Forschungsansatz

Bisherige baukonstruktive oder 
bauökonomische Forschungsansät-
ze im Bauwesen, die sich mit der In-
standhaltung und Instandsetzung 
von Wohnungsimmobilien ausein-
andersetzen, basieren auf stati-
stischen Nutzungsdauern einzelner 
Bauteile und den daraus resultie-
renden Instandsetzungszyklen. 
Weitere Ansätze zur prospektiven 
Ermittlung von Instandhaltungsko-
sten basieren auf empirischen Stu-
dien bestehender Daten und haben 
ebenso praxisnahe Anwendungen 
im Fokus. Mietrechtliche Betrach-
tungen gründen jedoch nicht auf 
die Kosten nach statistischem In-
standhaltungsintervall, sondern 
fragen nach dem erforderlichen 
Instandhaltungsbedarf zu einem 
bestimmten Zeitpunkt und dessen 
Kosten.

Als Konsequenz bedarf es für jeden 
Einzelfall einer geplanten energe-
tischen Modernisierung einer (nach 
Möglichkeit kostengünstigen) sach-
verständigen Aufnahme fälligen 
Instandsetzungsbedarfs an der 
Bestandsimmobilie. Zudem müs-
sen die Kosten des festgestellten, 
erforderlichen Instandsetzungsbe-
darfs zu den Kosten der geplanten 
Modernisierungsmaßnahme ab-
gegrenzt werden. Fehlt es hierin 

an Transparenz und Nachvollzieh-
barkeit, ist der Grund für Konflikte 
gelegt. Es folgen für Vermieter- und 
Mieterseite aufreibende und oft-
mals kostenträchtige Auseinan-
dersetzungen. Dieses Konflikt-
potential, die damit verbundene 
Planungs- und Rechtsunsicherheit 
und daraus das Hemmnis, nicht zu-
letzt bei der Realisierung nationaler 
oder kirchlicher Klimaschutzinitia-
tiven, muss aus ökologischen, aus 
ökonomischen und aus ethischen 
Gründen ausgeräumt werden.

Eines der Forschungsziele des Be-
reichs Bauökonomie der HCU un-
ter Prof. Reinhold Johrendt ist die 
Entwicklung eines Instrumentes 
zur sachgerechten Abgrenzung 
umlagefähiger Kosten nach ener-
getischer Modernisierung. Instand-
setzungsmaßnahmen und -kosten 
müssen praxistauglich als erfor-
derlich identifiziert und quantifi-
ziert werden können. Vorrangiges 
Ziel ist die Entschärfung beste-
hender Konfliktpotentiale um den 
§559 samt des derzeitig sehr indi-
viduellen Berechnungs- und Erklä-
rungsaufwands. Ferner sollen be-
stehende Investitionshemmnisse 
bei der Realisierung nationaler als 
auch kirchlicher Energiekonzepte 
abgebaut und sozialunverträgliche 
Mietsteigerungen vermieden wer-
den.

Darüber hinaus bietet eine derar-
tige Abgrenzungs-Systematik Mög-
lichkeiten zur praxis- und realitäts-
nahen Bewertung des immobilen 
Kirchenfinanzvermögens im Rah-
men des Sachwertverfahrens, da 
vorhandene Instandhaltungsdefi-
zite konkreter als bisher abgebildet 
werden und so zu realistischeren 
Annahmen führen würden. Die be-
absichtigte Methode bietet damit 
eine sinnvolle und längst notwen-
dige Ergänzung zu den gängigen 
Bewertungssystematiken, mittels 
vereinfachter Wertermittlungsver-
fahren auf Basis von Gebäudeversi-
cherungswerten.

Fazit / Ausblick:

Da CO2-Einsparungspotentiale und 
die hierfür notwendigen Investiti-
onen überwiegend im Gebäudebe-
reich liegen, hat dieser nicht nur 
den größten Einfluss auf Effektivi-
tät und Effizienz von Klimaschutz-
maßnahmen, sondern bürgt bei der 
Umsetzung die größten Risiken 
(Kosten, Zielerreichung, Termine). 
Dieser Umstand legt nahe, immo-
bilienbezogene Teilaspekte des 
Klimaschutzes, insbesondere die 
Plausibilität der getroffenen An-
nahmen, aus bauökonomischer 
Perspektive zu betrachten. Eine 
wesentliche Maßnahmenemp-
fehlung ist die Verbesserung der 
Datengrundlagen durch Erstin-
vestitionen zur Einführung eines 
systematischen Monitorings. Die 
gewählte Systematik sollte dabei 
eine Vergleichbarkeit der Bench-
marks gewährleisten um Plausi-
bilitätsprüfungen zu ermöglichen. 
Entgegen den Tendenzen zur Ein-
richtung autonomer Abteilungen 
für Energiecontrolling müssten 
diese Leistungen unbedingt in die 
bestehenden Bauabteilungen inte-
griert werden.

Hinsichtlich der Finanzierung 
ener-getischer Modernisierungs-
maßnahmen im Wohnungsbau-
bestand sollten kirchliche Woh-
nungsbauunternehmen bei der 
Inanspruchnahme der Möglichkeit 
einer Umlage investierter Kosten 
auf die Mieten gem. §559 BGB 
ein gesteigertes Interesse an einer 
fairen, sachgerechten und transpa-
renten Kostenverteilung zwischen 
den Mietparteien haben. Nach 
derzeitiger Feststellung braucht 
es dazu eine allgemeingültige Be-
wertungsmethode von Bestand-
simmobilien zur sachgerechten 
Identifizierung der umlagefähigen 
Kosten nach energetischer Moder-
nisierung, die aufwändige Einzel-
fallbegutachtungen vermeidet oder 
zumindest auf sehr spezielle Fälle 
beschränkt. Die Praxistauglichkeit 
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einer solchen Forschungsarbeit 
könnte durch die Beteiligung eines 
Wissenschaftlichen Beirates aus 
Interessenvertretern beider Miet-
vertragsparteien gesichert werden. 
So erklärte zum einen der Mieter-
verein zu Hamburg seine aktive 
Mitwirkung. Vermieterseitig wäre 
eine Beteiligung kirchlicher Trä-
ger als Multiplikator, ebenso wün-
schenswert und denkbar wie staat-
licher und privatwirtschaftlicher 
Vermieter. 

Mit dem Ergebnis einer solchen 
Interessengruppen vereinenden 
Forschung lassen sich nicht nur 
Hemmnisse des Fortschrittes en-
ergetischer Modernisierungen 
ausräumen. Es können anhand 
der klaren Abgrenzungen Plausi-
bilitätsprüfungen von Sanierungs- 
und Modernisierungsraten und  
darüber hinaus praxis- und rea-
litätsnahe Bewertungen von Im-
mobilienportfolios vorgenommen 
werden.

Klimaschutz braucht kompetente Beratung und baufachlichen Sachverstand mit Blick auf die Gesamtzusammenhänge statt Spezia-
listentum
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